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Neubekanntmachung
des Niedersichsischen Gesetzes
iiber die kommunale Zusammenarbeit

Vom 21. Dezember 2011

Aufgrund des Artikels 30 des Gesetzes zur Anpassung von
Landesgesetzen an das Niedersdchsische Kommunalverfassungs-
gesetz sowie zur Anderung des Gesetzes zur Zusammenfassung
und Modernisierung des niedersachsischen Kommunalverfas-
sungsrechts vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353) wird
nachstehend der Wortlaut des Niedersiachsischen Gesetzes tiber
die kommunale Zusammenarbeit in der ab 1. November 2011
geltenden Fassung unter Beriicksichtigung

des Artikels 9 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds.
GVBL S. 394),

des Artikels 5 des Gesetzes vom 16. Dezember 2004 (Nds.
GVBL S. 634),

des Artikels 5 des Gesetzes vom 16. Dezember 2004 (Nds.
GVBL S. 638),

des Artikels 8 des Gesetzes vom 22. April 2005 (Nds. GVBL
S. 110),

des Artikels 4 des Gesetzes vom 15. November 2005 (Nds.
GVBL S. 342),

des Artikels 4 des Gesetzes vom 15. November 2005 (Nds.
GVBL S. 352),

des Artikels 4 des Gesetzes vom 18. Mai 2006 (Nds. GVBI.
S. 203),

des Artikels 11 des Gesetzes vom 25. Marz 2009 (Nds. GVBI.
S. 72),

des Artikels 5 des Gesetzes vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBI.
S.191) und

des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds.
GVBL. S. 353)

bekannt gemacht.

Hannover, den 21. Dezember 2011

Niedersichsisches Ministerium
fiir Inneres und Sport

Schiinemann

Minister
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Niedersichsisches Gesetz
iitber die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG)

in der Fassung vom 21. Dezember 2011
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Erster Teil

Allgemeine Grundlagen

§1

Formen kommunaler Zusammenarbeit

(1) "Zur gemeinsamen Erfallung ihrer 6ffentlichen Aufgaben
konnen Kommunen

1. ein gemeinsames Unternehmen in der Rechtsform einer
rechtsfdhigen Anstalt des 6ffentlichen Rechts (gemeinsame
kommunale Anstalt) errichten,

2. sich an einer gemeinsamen kommunalen Anstalt als weitere
Tréger beteiligen,

3. eine Zweckvereinbarung abschlieflen,
4. einen Zweckverband errichten und

5. sich an einem Zweckverband als weiteres Verbandsmitglied
beteiligen.

*Soweit die Zusammenarbeit nach Satz 1 ausschlieilich dazu
dienen soll, Aufgaben des eigenen Wirkungskreises samtlicher
Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde gemeinsam zu er-
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ftllen, geht § 98 Abs. 1 Satz 2 des Niedersdchsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) der Zusammenarbeit nach
Satz 1 vor.

(2) Besondere Rechtsvorschriften iiber die gemeinsame Auf-
gabenerfiillung und tiber eine die Landesgrenzen tiberschrei-
tende Zusammenarbeit sowie die Befugnis zur privatrechtlich
ausgestalteten gemeinsamen Erfiillung von Aufgaben bleiben
unberiihrt.

(3) '"Rechtshandlungen, die aus Anlass des Abschlusses einer
Vereinbarung iiber eine gemeinsame kommunale Anstalt oder
einer Zweckvereinbarung oder aus Anlass der Errichtung eines
Zweckverbandes oder der Anderung oder Aufldsung einer ge-
meinsamen kommunalen Anstalt, einer Zweckvereinbarung
oder eines Zweckverbandes vorgenommen werden, sind frei
von offentlichen Abgaben, die auf Landesrecht beruhen. *Fiir
Eintragungen in das Grundbuch und die sonstigen gerichtli-
chen Handlungen aus einem Anlass nach Satz 1 werden keine
Gebiihren und Auslagen erhoben.

§2

Grundséitze kommunaler Zusammenarbeit

(1) 'Im Rahmen der kommunalen Zusammenarbeit nach die-
sem Gesetz konnen Kommunen

1. offentliche Aufgaben auf eine gemeinsame kommunale An-
stalt, eine kommunale Anstalt, eine andere Kommune oder
einen Zweckverband tibertragen oder

2. eine gemeinsame kommunale Anstalt, eine kommunale An-
stalt, eine andere Kommune oder einen Zweckverband mit
der Durchfithrung von 6ffentlichen Aufgaben unter Beach-
tung der vergaberechtlichen Vorschriften beauftragen.

*Die Zusammenarbeit kann sich auf sachlich und értlich be-
grenzte Teile der Aufgaben beschranken.

(2) 'Eine Aufgabe kann nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 auf eine
andere Kommune nur tibertragen werden, wenn sie den an
dieser Zusammenarbeit Beteiligten obliegt. *Die Ubertragung
einer Aufgabe nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 auf eine gemeinsame
kommunale Anstalt oder einen Zweckverband ist nur zulas-
sig, wenn sie entweder den an der gemeinsamen kommunalen
Anstalt oder dem Zweckverband beteiligten Kommunen oder
der gemeinsamen kommunalen Anstalt oder dem Zweckver-
band obliegt.

(3) Mit der Ubertragung einer Aufgabe nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 1 gehen alle mit der Erftllung der Aufgabe verbundenen
Rechte und Pflichten einschliefilich der Befugnis, fiir die be-
treffende Aufgabe Satzungen und Verordnungen zu erlassen,
tber, soweit § 5 Abs. 4 und § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 143
Abs. 1 Satz 3 NKomVG nichts Abweichendes bestimmen; § 9
Abs. 3 bleibt unbertihrt.

(4) 'Soweit Kommunen eine Aufgabe tibertragen haben, sind
sie von der Pflicht zur Aufgabenerfiillung frei. *Soweit sie ei-
nen anderen mit der Durchfithrung einer Aufgabe beauftragt
haben, bleiben ihre Rechte und Pflichten in Bezug auf die
Aufgabenerfiillung unberiihrt. *Fiir die Durchfithrung einer
hoheitlichen Aufgabe kann der Beauftragende dem mit der
Durchfihrung der Aufgabe Beauftragten fachliche Weisungen
erteilen.

(5) *Vereinbarungen tiber eine kommunale Zusammenar-
beit nach diesem Gesetz sind der Kommunalaufsichtsbehorde
anzuzeigen. *Soweit sie die Ubertragung einer Aufgabe betref-
fen, die durch Rechtsvorschrift zugewiesen oder tibertragen
worden ist, bediirfen sie der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehérde. *Betrifft die Ubertragung Aufgaben des eigenen
Wirkungskreises, so ist die Genehmigung zu erteilen, wenn die
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Vereinbarung nicht gegen Rechtsvorschriften verstéft; im Ubri-
gen entscheidet die Kommunalaufsichtsbehorde nach pflicht-
geméBem Ermessen. ‘Fiir Anderungen von Vereinbarungen
nach Satz 1 gelten die Satze 1 bis 3 entsprechend.

Zweiter Teil

Gemeinsame kommunale Anstalt

§3

Errichtung und Grundlagen
gemeinsamer kommunaler Anstalten

(1) Kommunen kénnen durch Vereinbarung
1. eine gemeinsame kommunale Anstalt errichten,

2. sich an einer bestehenden gemeinsamen kommunalen An-
stalt als weitere Trager beteiligen und

3. im Wege der Gesamtrechtsnachfolge tiber eine Umwandlung
a) bestehende Eigenbetriebe,

b) Unternehmen und Einrichtungen, die nach § 136 Abs. 1
und 2 oder 4 NKomVG als Eigenbetriebe geftihrt werden
konnen,

¢) Einrichtungen, die nach § 139 NKomVG wirtschaftlich
selbstandig gefiihrt werden oder gefithrt werden diirfen,

d) Unternehmen und Einrichtungen in privater Rechtsform,
an denen alle Anteile die Kommunen halten, die Trager
der gemeinsamen kommunalen Anstalt werden wollen,

in eine gemeinsame kommunale Anstalt einbringen.

(2) § 125 Abs. 4, § 141 Abs. 1 Sétze 2 bis 6 und Abs. 2 und 3,
die §§ 142 bis 144, § 145 Abs. 1 bis 5, 7 und 8, die §§ 146 und 147
Abs. 1, die §§ 150, 151 und 152 Abs. 3 NKomVG sowie eine auf-
grund des § 147 Abs. 2 NKomVG erlassene Verordnung gelten
entsprechend, soweit sich aus den Absétzen 3 und 4 sowie § 4
nichts Abweichendes ergibt.

(3) 'Im Rahmen der Vereinbarung nach Absatz 1 legen die
beteiligten Kommunen die Satzung der gemeinsamen kommu-
nalen Anstalt fest. *In der Satzung sind die Rechtsverhéltnisse
der gemeinsamen kommunalen Anstalt und das Verfahren
zur Anderung der Satzung sowie die Verteilung des Anstalts-
vermogens und des Anstaltspersonals im Fall der Auflésung
der Anstalt zu regeln. *Die Vereinbarung nach Absatz 1 enthélt
dariiber hinaus mindestens Bestimmungen tiber

1. die Verteilung der Anteile am Stammbkapital und an Unter-
stiitzungsleistungen (§ 144 Abs. 1 NKomVG) auf die Trager
der gemeinsamen kommunalen Anstalt sowie tiber das Ver-
fahren, in dem tiber Unterstiitzungsleistungen entschieden
wird,

2. die Verteilung der Sitze im Verwaltungsrat auf die Trager
der gemeinsamen kommunalen Anstalt und die Bestimmung
des vorsitzenden Mitglieds des Verwaltungsrates,

3. die fur die Jahresabschlusspriifung zustandige Stelle und

4. ein Verfahren, das die gemeinschaftliche Entscheidung der
Trager der gemeinsamen kommunalen Anstalt tiber die
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten sicherstellt, die
nach den Bestimmungen des Niedersdchsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes die Kommune gegeniiber einer von
ihr getragenen kommunalen Anstalt hat, sowie ein Verfah-
ren zur gemeinschaftlichen Bestdtigung von Vertreterin-
nen und Vertretern der Beschéftigten nach § 110 Abs. 4
des Niedersdchsischen Personalvertretungsgesetzes.

(4) 'Dem Verwaltungsrat der gemeinsamen kommunalen
Anstalt miissen die Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Haupt-
verwaltungsbeamten ihrer Trdger angehéren. *§ 138 Abs. 2
Satz 2 NKomVG gilt entsprechend. *Hat ein Tréiger nach der
Vereinbarung nach Absatz 1 weitere Personen in den Verwal-
tungsrat zu entsenden, so miissen diese Personen seiner Ver-
tretung angehoren.

(5) 'Die Aufgaben nach § 9 Abs. 2 Sitze 1 bis 3 NKomVG
werden von der Gleichstellungsbeauftragten einer beteiligten
Kommune wahrgenommen. *§ 9 Abs. 2 Sitze 4 und 5 und Abs. 3
bis 7 NKomVG ist entsprechend anzuwenden. *Das Néhere be-
stimmt die Vereinbarung nach Absatz 1.

§4
Anzeige, Bekanntmachungen

(1) 'Die Vereinbarung, durch die eine gemeinsame kommu-
nale Anstalt zustande kommt, und die Vereinbarung tiber die
Auflésung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt sind der
Kommunalaufsichtsbehérde mindestens sechs Wochen vor
dem Wirksamwerden anzuzeigen. *Anderungen der Satzung
der Anstalt sind der Kommunalaufsichtsbehérde anzuzeigen.

(2) 'Erldsst die gemeinsame kommunale Anstalt eine Sat-
zung, so hat sie diese fiir das Gebiet jedes Trégers der Anstalt
nach den Rechtsvorschriften zu verkiinden, die fiir die Ver-
kiindung von Satzungen der Triger gelten. *Ein Wechsel der
Aufgabentragerschaft infolge der Bildung, der Anderung der
Aufgabenstellung oder der Auflésung einer gemeinsamen
kommunalen Anstalt ist 6ffentlich bekannt zu machen.

Dritter Teil

Zweckvereinbarung

§5
Inhalt und Zustandekommen der Zweckvereinbarung

(1) 'Kommunen koénnen durch éffentlich-rechtlichen Ver-
trag vereinbaren, dass eine der beteiligten Kommunen einzelne
Aufgaben der anderen beteiligten Kommunen iibernimmt oder
fiir diese durchfiihrt (Zweckvereinbarung). *Durch Zweckver-
einbarung kann auch eine kommunale Anstalt, eine gemeinsame
kommunale Anstalt oder ein Zweckverband eine Aufgabe, die
der Anstalt oder dem Zweckverband satzungsméifig obliegt,
von einer Kommune tibernehmen oder fiir diese durchfithren.

(2) 'Neben Kommunen kénnen

1. tber Absatz 1 Satz 2 hinaus andere juristische Personen
des offentlichen Rechts,

2. natirliche Personen oder
3. juristische Personen des Privatrechts

an einer Zweckvereinbarung beteiligt werden, wenn Rechts-
vorschriften nicht entgegenstehen und wenn die Kommunen,
wenn sie die Aufgabe selbst erfiillten, solche Personen beteiligen
diirften. 2Durch Zweckvereinbarung diirfen keine 6ffentlichen
Aufgaben an Personen des Privatrechts tibertragen werden.

(3) Die Zweckvereinbarung kann befristet oder unbefristet
geschlossen werden.

(4) 'Den eine Aufgabe iibertragenden Kommunen kénnen in
der Zweckvereinbarung einzelne Mitwirkungsrechte einge-
raumt werden. 2Abweichend von § 2 Abs. 3 geht die Befugnis,
in Bezug auf die itbernommene Aufgabe Satzungen und Ver-
ordnungen zu erlassen, auf die ibernehmende Kommune oder
Anstalt oder den tibernehmenden Zweckverband nur tiber,
wenn die Zweckvereinbarung dies bestimmt. *Von einer iiber-
nommenen Rechtsetzungsbefugnis darf die tibernehmende
Kommune oder Anstalt nur mit einer in jedem Einzelfall zu
erteilenden Zustimmung der Kommunen Gebrauch machen,
die sie tibertragen haben.

(5) 'Die Zweckvereinbarung stellt sicher, dass der die Auf-
gabe tibernehmende Beteiligte seine durch die Erfiillung der
Aufgabe entstehenden Kosten decken kann. *In der Kostenre-
gelung sind die Mafistibe zu bestimmen, nach denen die Kos-
ten ermittelt und bemessen werden.

(6) 'Die beteiligten Kommunen haben die Zweckvereinba-
rung nach den fiir ihre Satzungen geltenden Vorschriften 6f-
fentlich bekannt zu machen. *Die Zweckvereinbarung wird am
Tag nach der letzten Bekanntmachung wirksam, wenn nicht
ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist.
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(7) Die die Aufgabe tibernehmende Kommune, kommunale
Anstalt oder gemeinsame kommunale Anstalt hat die Satzun-
gen und Verordnungen, die sie zur Erfillung dieser Aufgabe
erldsst, nach den Rechtsvorschriften zu verkiinden, die fiir die
Verkiindung von Rechtsvorschriften der Kommunen gelten,
die die Aufgaben iibertragen haben.

§6

Anderung, Auflésung und Kiindigung
der Zweckvereinbarung

(1) Die Anderung der Zweckvereinbarung bedarf nur dann
der 6ffentlichen Bekanntmachung nach § 5 Abs. 6, wenn der
Kreis der Beteiligten oder der Bestand der von der Zweckver-
einbarung erfassten Aufgaben gedndert wird.

(2) 'In der Zweckvereinbarung sind die Voraussetzungen
und die Folgen einer Auflosung durch alle Beteiligten oder einer
Kiindigung durch einen einzelnen Beteiligten zu regeln. *Sind
nach einer Auflésung oder einer Kiindigung ergénzende Rege-
lungen erforderlich und einigen sich die Beteiligten insoweit
nicht, so trifft die Kommunalaufsichtsbehorde die erforderlichen
Bestimmungen.

(3) Fiir die Aufl6sung der Zweckvereinbarung gilt § 5 Abs. 6
entsprechend.

Vierter Teil

Zweckverband

§7

Voraussetzungen, Verbandsmitglieder

(1) 'Kommunen kénnen sich zu einem Zweckverband zusam-
menschlieen, der bestimmte Aufgaben der Beteiligten tiber-
nimmt oder fiir diese durchfiihrt. *Der Zweckverband kann
daneben auch Aufgaben fiir einzelne Verbandsmitglieder er-
filllen. *Eine Kommune kann einem Zweckverband auch nur
fiir eine bestimmte Zeit beitreten.

(2) *Ein Zweckverband darf auch errichtet und gefiihrt wer-
den, um einer juristischen Person des 6ffentlichen oder privaten
Rechts, die eine jedem Verbandsmitglied obliegende Aufgabe
erfiillen soll, einen einheitlichen Trdger zu geben. *Satz 1 gilt
in Bezug auf die Trégerschaft fiir juristische Personen des pri-
vaten Rechts jedoch nur, soweit alle Verbandsmitglieder nach
den Vorschriften des Niedersédchsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes berechtigt waren, die fiir die juristische Person des
privaten Rechts vorgesehene Aufgabe auch durch eigene Unter-
nehmen oder Einrichtungen in dieser Rechtsform zu erfiillen.

(3) Neben Kommunen kénnen natiirliche Personen, andere
juristische Personen des offentlichen Rechts und juristische Per-
sonen des Privatrechts Mitglieder eines Zweckverbandes sein,
wenn

1. die Kommunen die Mehrheit der Verbandsmitglieder stellen
und die Mehrheit der Stimmen in den Kollegialorganen des
Zweckverbandes haben,

2. die Erfiillung der Verbandsaufgaben dadurch gefordert wird,
3. Griinde des offentlichen Wohls nicht entgegenstehen und

4. bei einer Aufgabenerfiillung durch die Verbandsmitglieder
selbst eine Beteiligung solcher Personen zuléssig wére.

(4) Mitglieder eines Zweckverbandes kénnen nicht sein
1. eine gemeinsame kommunale Anstalt,
2. ein Zweckverband,

3. eine Kommune, solange diese durch eine Zweckvereinba-
rung eine Aufgabe tibernommen hat, die auf den Zweckver-
band tbergehen soll.

(5) *Vor Errichtung eines Zweckverbandes haben die inte-
ressierten Kommunen und kommunalen Anstalten zu priifen,
ob die gemeinsame Aufgabenerfiillung wirtschaftlicher im Wege
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einer Zweckvereinbarung erfolgen kann. *Vor Errichtung eines
Zweckverbandes im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 haben sie fer-
ner zu priifen, ob es zuldssig und wirtschaftlicher wére, wenn
sie die juristische Person unmittelbar triigen.

(6) 'Ein Zweckverband im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2,
dessen Hauptzweck es ist, sich wirtschaftlich zu betétigen, darf
nur unter den Voraussetzungen des § 136 Abs. 1 Satz 2 NKomVG
errichtet und gefithrt werden. *Satz 1 gilt nicht, wenn der
Zweckverband Aufgaben nach § 136 Abs. 3 NKomVG erfullt.

§8
Rechtsstellung

(1) '"Der Zweckverband ist eine Korperschaft des o6ffentli-
chen Rechts. *Er besitzt Dienstherrnfahigkeit im Sinne des § 2
des Beamtenstatusgesetzes, wenn die Verbandsordnung dies
vorsieht.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, nach Maf3gabe des
Niedersdchsischen Kommunalabgabengesetzes Gebiihren und
Beitrdge zu erheben und Kostenerstattungen zu verlangen.

§9

Errichtung, Verbandsordnung

(1) Zur Errichtung des Zweckverbandes vereinbaren die Be-
teiligten durch offentlich-rechtlichen Vertrag eine Verbands-
ordnung, die fiir den Zweckverband als Satzung gilt.

(2) Die Verbandsordnung muss bestimmen:
die Verbandsmitglieder,
den Namen und den Sitz des Zweckverbandes,
die Aufgaben des Zweckverbandes,

das Stimmrecht in der Verbandsversammlung,

G o W N =

die Form der 6ffentlichen Bekanntmachungen des Zweck-
verbandes,

o

die Grundlagen fiir die Bemessung der Verbandsumlage,

7. das fiir die ortliche Prifung zustindige Rechnungspriifungs-
amt,

8. die Voraussetzungen fiir die Auflosung des Zweckverban-
des und dessen Abwicklung sowie

9. bei Zweckverbanden mit mehr als zwei Mitgliedern die
Voraussetzungen der Kiindigung eines einzelnen Mitglieds
und die Grundlagen der darauf folgenden Auseinanderset-
zung mit dem ausscheidenden Mitglied.

(3) Werden nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Aufgaben nur fiir einzelne
Verbandsmitglieder erfiillt oder wird die Erfiillung der Aufga-
ben fiir einzelne Verbandsmitglieder nach § 7 Abs. 1 Satz 3
oder 4 ortlich oder zeitlich begrenzt, so soll die Verbandsord-
nung dies bei der Ausgestaltung der Regelungen tiber die Wil-
lensbildung des Verbandes angemessen berticksichtigen.

(4) 'Die Verbandsordnung kann weitere Bestimmungen tiber
die Rechtsverhiltnisse des Zweckverbandes enthalten, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. *Sie kann den Beitritt
eines neuen Mitglieds oder die Kiindigung der Mitgliedschaft
ohne Anderung der Verbandsordnung zulassen.

(5) 'Die Aufgaben nach § 9 Abs. 2 Sitze 1 bis 3 NKomVG
werden von der Gleichstellungsbeauftragten einer beteiligten
Kommune wahrgenommen. 2§ 9 Abs. 2 Sitze 4 und 5 und Abs. 3
bis 7 NKomVG ist entsprechend anzuwenden. *Das Néhere be-
stimmt die Verbandsordnung.

(6) 'Die Kommunen haben die erstmalige 6ffentliche Bekannt-
machung der Verbandsordnung nach den fiir die Verkiindung
ihrer Satzungen geltenden Rechtsvorschriften vorzunehmen.
*Der Zweckverband ist am Tag der letzten Bekanntmachung
errichtet, wenn nicht ein spéaterer Zeitpunkt bestimmt ist.



Nds. GVBL. Nr. 31/2011, ausgegeben am 28. 12. 2011

§10
Organe

'Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung
und die Verbandsgeschiftsfithrerin oder der Verbandsgeschafts-
fithrer. *Die Verbandsordnung kann als weiteres Organ einen
Verbandsausschuss vorsehen; in diesem Fall regelt sie seine
Rechtsstellung, seine Zusammensetzung und seine Aufgaben.

§11
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) "Hat nach der Verbandsordnung jedes Verbandsmitglied
nur eine Stimme in der Verbandsversammlung, so werden die
kommunalen Verbandsmitglieder von ihrer Hauptverwaltungs-
beamtin oder ihrem Hauptverwaltungsbeamten vertreten, an-
dere Verbandsmitglieder entsenden je eine Vertreterin oder
einen Vertreter in die Verbandsversammlung. *Die Vertretung
eines kommunalen Verbandsmitglieds kann auf Vorschlag der
Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten
abweichend von Satz 1 eine andere Beschéftigte oder einen
anderen Beschiftigten des Verbandsmitglieds in die Verbands-
versammlung entsenden. °Ist die Hauptverwaltungsbeamtin
oder der Hauptverwaltungsbeamte eines kommunalen Ver-
bandsmitglieds ehrenamtliche Geschiftsfiihrerin oder ehren-
amtlicher Geschaftsfithrer des Zweckverbandes, so entsendet
die Vertretung des Verbandsmitglieds ein anderes seiner Mit-
glieder in die Verbandsversammlung.

(2) 'Hat ein Verbandsmitglied nach der Verbandsordnung
mehrere Stimmen, so kann die Verbandsordnung vorsehen, dass
das Stimmrecht durch eine entsprechende Anzahl von Vertre-
terinnen oder Vertretern ausgetibt wird. *Vertreterinnen und
Vertreter der kommunalen Verbandsmitglieder sind neben
den Personen nach Absatz 1 die von der jeweiligen Vertretung
dieser Mitglieder bestimmten Personen. *Diese miissen fiir die
Vertretung der Kommune wéhlbar sein.

(3) 'Die Stimmen eines Verbandsmitglieds kénnen nur einheit-
lich abgegeben werden. *Wird das Stimmrecht durch mehrere
Personen ausgetibt, so kénnen sich die Vertreterinnen oder
Vertreter desselben Verbandsmitglieds, die nicht Hauptver-
waltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter oder ent-
sandte Vertreterinnen oder Vertreter nach Absatz 1 Satz 2 sind,
in der Ausiibung des Stimmrechts vertreten. *Sie kénnen hier-
bei auch durch andere, durch das Verbandsmitglied benannte
Ersatzpersonen vertreten werden. *Fiir Ersatzpersonen, die
von kommunalen Verbandsmitgliedern benannt werden, gilt
Absatz 2 Satz 3 entsprechend.

§12

Rechtsstellung der Mitglieder
der Verbandsversammlung

(1) 'Die Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen Ver-
bandsmitglieder, die nicht kraft Amtes der Verbandsversamm-
lung angehoren, werden fiir die Dauer der allgemeinen Wahl-
periode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) entsandt; § 71 Abs. 9 Sétze 2
bis 4 NKomVG bleibt unberiihrt. *Nach Ablauf der allgemeinen
Wahlperiode fiihren die Vertreterinnen und Vertreter im Sinne
des Satzes 1 ihre Tétigkeit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfol-
gerinnen oder Nachfolger fort.

(2) Fur Mitglieder der Verbandsversammlung, die Kommunen
kraft Amtes oder nach § 11 Abs. 1 Satz 2 oder 3, Abs. 2 Satz 2
oder Abs. 3 Satz 3 vertreten, gilt § 138 Abs. 1 Satz 2 NKomVG
entsprechend.

(3) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt,
wenn die Voraussetzung der Entsendung nicht mehr besteht.
§13
Aufgaben der Verbandsversammlung

'Die Verbandsversammlung beschlieft iiber
1. Anderungen der Verbandsordnung,

2. die Auflésung oder Umwandlung des Zweckverbandes in
eine Kapitalgesellschaft,

3. die Wabhl ihrer oder ihres Vorsitzenden,

4. die Wahl der Verbandsgeschaftsfiihrerin oder des Verbands-
geschiftsfiihrers und die Regelung der Stellvertretung,

5. die Bestimmung einer anderen Person im Sinne des § 15
Abs. 2 Satz 3,

6. Angelegenheiten, tiber die nach den Vorschriften des Nieder-
sdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes die Vertretung
oder der Hauptausschuss beschliefit.

*Die Verbandsordnung kann die Beschlussfassung tiber ein-
zelne der in Satz 1 Nr. 6 genannten Angelegenheiten einem
anderen Organ zuweisen; dies gilt nicht fiir Rechtssetzungsbe-
fugnisse.

§14

Sitzungen der Verbandsversammlung,
Vorsitz in der Verbandsversammlung

(1) 'Die Verbandsversammlung ist beschlussfihig, wenn die
anwesenden Vertreterinnen und Vertreter von Kommunen
mehr als die Hilfte der gesamten Stimmenzahl der Versamm-
lung erreichen. *Die Verbandsordnung kann weitere Voraus-
setzungen der Beschlussfahigkeit bestimmen.

(2) 'In der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen Wahl-
periode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) wihlt die Verbandsversamm-
lung unter der Leitung des dltesten anwesenden, hierzu be-
reiten Mitglieds aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen
Vertreter einer Kommune fiir die restliche Dauer der allgemei-
nen Wahlperiode zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der
Verbandsversammlung. *Nach Ablauf der allgemeinen Wahl-
periode fiihrt die oder der Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung ihre oder seine Tétigkeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin
oder eines Nachfolgers fort.

(3) 'Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung
ladt die Mitglieder der Verbandsversammlung schriftlich unter
Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbands-
versammlung ein. *Die Ladungsfrist betréigt eine Woche. *Die
oder der Vorsitzende stellt im Benehmen mit der Verbandsge-
schéftsfithrerin oder dem Verbandsgeschiftsfithrer die Tages-
ordnung auf; die Verbandsgeschéftsfithrerin oder der Verbands-
geschiftsfithrer kann die Aufnahme bestimmter Beratungsge-
genstdnde verlangen. “Zeit, Ort und Tagesordnung der 6ffent-
lichen Sitzungen sind bekannt zu machen.

(4) Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung
obliegt die reprasentative Vertretung des Zweckverbandes.

(5) "Zur ersten Sitzung der Verbandsversammlung nach Er-
richtung des Zweckverbandes ladt die Hauptverwaltungsbeamtin
oder der Hauptverwaltungsbeamte des einwohnerreichsten
kommunalen Verbandsmitglieds ein. *In dieser Sitzung wiéhlt
die Verbandsversammlung nach Mafigabe des Absatzes 2 die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Verbandsversammlung.

§ 15
Verbandsgeschaftsfithrung

(1) 'Die Verbandsgeschiftsfiithrerin oder der Verbandsge-
schéftsfithrer wird von der Verbandsversammlung gewdhlt.
*Die Verbandsordnung bestimmt, ob sie oder er haupt- oder
ehrenamtlich tétig ist. *Ist der Dienstposten der hauptamtlichen
Verbandsgeschiiftsfithrerin oder des hauptamtlichen Verbands-
geschiftsfihrers mindestens in die Besoldungsgruppe A 16
einzustufen, so kann die Verbandsordnung ihre oder seine Be-
rufung in das Beamtenverhéltnis auf Zeit vorsehen. *Eine ehren-
amtliche Verbandsgeschiftsfiihrerin oder ein ehrenamtlicher
Verbandsgeschéftsfiihrer soll aus dem Kreis der Hauptverwal-
tungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der kommu-
nalen Verbandsmitglieder gewéhlt werden. °Die Verbandsver-
sammlung regelt die Stellvertretung.

(2) 'Die Verbandsgeschiftsfithrerin oder der Verbands-
geschiftsfuhrer vertreten den Zweckverband in Rechts- und
Verwaltungsgeschiften sowie in gerichtlichen Verfahren.
*Erkldrungen, durch die der Zweckverband verpflichtet wer-
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den soll, bediirfen der Schriftform. *Sie sind, sofern sie nicht
gerichtlich oder notariell beurkundet werden, nur rechtsver-
bindlich, wenn sie von der Verbandsgeschéftsfithrerin oder
dem Verbandsgeschiftsfiihrer und von der oder dem Vorsit-
zenden der Verbandsversammlung oder einer anderen von
der Verbandsversammlung bestimmten Person handschrift-
lich unterzeichnet wurden oder von ihr oder ihm in elektroni-
scher Form mit der dauerhaft tberprifbaren qualifizierten
elektronischen Signatur versehen sind. “Die Verbandsord-
nung kann bestimmen, dass die Unterzeichnung durch eine
Person geniigt. *Die Sétze 2 und 3 gelten nicht fiir Geschifte
der laufenden Verwaltung.

(3) Die Verbandsgeschiftsfithrerin oder der Verbandsge-
schiftsfithrer darf der Verbandsversammlung nicht angehéren.

§16
Haushalts- und Wirtschaftsfithrung

(1) '"Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitglie-
dern eine Verbandsumlage, soweit die sonstigen Einnahmen
nicht ausreichen, um den Finanzbedarf zu decken. *Die Hohe
der Umlage und deren Verteilung auf die Verbandsmitglieder
sind in der Haushaltssatzung festzusetzen. *Dabei ist eine un-
terschiedliche Inanspruchnahme des Zweckverbandes durch
die Verbandsmitglieder zu berticksichtigen.

(2) Auf die Wirtschafts- und Haushaltsfithrung des Zweck-
verbandes sind die fiir die Kommunen geltenden Rechtsvor-
schriften tiber die Kommunalwirtschaft entsprechend anzu-
wenden.

(3) "Ist der Hauptzweck eines Zweckverbandes der Betrieb
eines Unternehmens oder einer Einrichtung nach § 136 Abs. 4
NKomVG, so kann die Verbandsordnung bestimmen, dass auf
die Wirtschaftsfithrung, das Rechnungswesen und die Pri-
fung des Zweckverbandes die Rechtsvorschriften tiber die
Wirtschaftsfithrung, das Rechnungswesen und die Priifung
der Eigenbetriebe entsprechend anzuwenden sind. *In diesem
Fall ist durch die Haushaltssatzung der Wirtschaftsplan an-
stelle des Haushaltsplans festzusetzen.

§17

Anderung der Verbandsordnung,
Auflésung und Umwandlung des Zweckverbandes,
Bekanntmachungen

(1) 'Die Verbandsordnung kann bestimmen, dass der Beschluss
iiber ihre Anderung oder die Auflésung des Zweckverbandes
einer qualifizierten Mehrheit der Verbandsversammlung be-
darf. *Die Verbandsordnung kann die Wirksamkeit von Be-
schliissen nach Satz 1 von der Zustimmung aller oder einer
qualifizierten Mehrheit der Verbandsmitglieder abhdngig ma-
chen.

(2) Anderungen der Verbandsordnung sind der Kommunal-
aufsichtsbehorde anzuzeigen.

(3) *Anderungen der Verbandsordnung, die Satzungen und
Verordnungen des Zweckverbandes sowie dessen Auflosung
sind vom Zweckverband nach den Rechtsvorschriften zu ver-
kiinden, die fiir die Verkiindung von Rechtsvorschriften der
Kommunen gelten; das fir Inneres zustdndige Ministerium
kann durch Verordnung Abweichendes regeln. “Der Beitritt
einer Kommune oder einer kommunalen Anstalt zum Zweck-
verband oder die Kiindigung der Mitgliedschaft durch ein solches
Verbandsmitglied ohne eine gleichzeitige Anderung der Ver-
bandsordnung ist von diesem Verbandsmitglied 6ffentlich be-
kannt zu machen.

(4) Der Zweckverband gilt nach seiner Auflésung als fortbe-
stehend, soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert.

(5) 'Die Umwandlung eines Zweckverbandes in eine Kapi-
talgesellschaft ist zuldssig, wenn die Verbandsaufgaben nach
den Vorschriften des Niedersdchsischen Kommunalverfassungs-
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gesetzes von den Kommunen in dieser Rechtsform erfiillt wer-
den kénnten. *Der Umwandlungsbeschluss ist mit der fiir eine
Auflosung des Zweckverbandes erforderlichen Mehrheit der
Verbandsversammlung zu fassen und bedarf der Zustimmung
aller Verbandsmitglieder. *Der Umwandlungsbeschluss darf
nur gefasst werden, wenn der Zweckverband die Absicht der
Umwandlung unter Darlegung der zur Erftllung der gesetzli-
chen Voraussetzungen erforderlichen Tatsachen mindestens
sechs Wochen vor dem Umwandlungsbeschluss der Kommunal-
aufsichtsbehorde angezeigt hat; die Kommunalaufsichtsbe-
horde kann aus besonderem Grund die Verschiebung der Be-
schlussfassung verlangen. *Als Nachweis der Einhaltung der
Erfordernisse des Satzes 2 gegentiber dem Registergericht rei-
chen bei Kommunen beglaubigte Beschlussniederschriften aus.
°Die Umwandlung ist nach Absatz 3 offentlich bekannt zu
machen. ‘Im Ubrigen sind auf den Formwechsel von den Vor-
schriften des Umwandlungsgesetzes § 192 Abs. 1 und 2, § 193
Abs. 3 beziiglich der Zustimmungserklarungen nicht kommu-
naler Verbandsmitglieder, § 194, § 198 Abs. 2 und 3, die §§ 199,
201, 202, 204 bis 206, 230 Abs. 1 und § 243 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 218 Abs. 1 entsprechend anzuwenden; ferner ist
§ 197 des Umwandlungsgesetzes sinngeméafl mit der Mafigabe
anzuwenden, dass alle Zweckverbandsmitglieder den Griin-
dern gleichstehen. Die weiteren Vorschriften des Ersten Teils
des Finften Buchs des Umwandlungsgesetzes finden keine An-
wendung.

§18

Geltung von Vorschriften

(1) "Soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist,
gelten fiir Zweckverbidnde die Vorschriften des Niederséchsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes entsprechend. *Dabei ent-
sprechen

1. der Zweckverband der Gemeinde,
2. die Verbandsversammlung dem Rat,

3. die Mitglieder der Verbandsversammlung den Ratsfrauen
und Ratsherren,

4. die Verbandsgeschiftsfithrerin oder der Verbandsgeschfts-
fithrer der Burgermeisterin oder dem Biirgermeister und

5. der Verbandsausschuss dem Verwaltungsausschuss.

(2) "Auf die Rechtsstellung der Verbandsgeschiftsfithrerin oder
des Verbandsgeschiftsfiihrers finden die §§ 80 bis 84 NKomVG
keine Anwendung. *Das Gleiche gilt fiir § 109 NKomVG, wenn
eine Berufung in das Beamtenverhiltnis auf Zeit nach § 15
Abs. 1 Satz 3 nicht erfolgt ist.

§19
Bezirksverband Oldenburg

'Auf den Bezirksverband Oldenburg finden die firr Zweck-
verbdnde geltenden Vorschriften des Landes Anwendung. *Zu
seinen eigenen Aufgaben gehort auch die ihm vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes durch Gesetz oder Beschluss der Landesregie-
rung tbertragene Verwaltung von Korperschaften, Anstalten
und Stiftungen.

Fiunfter Teil

Aufsicht; Ubergangs- und Schlussvorschriften

§20
Durchftihrung der Aufsicht

(1) Die §§ 170 und 172 bis 176 NKomVG gelten entspre-
chend.

(2) Kommunalaufsichtsbehérden sind

1. der Landkreis, wenn die kommunalen Beteiligten an der Zu-
sammenarbeit seiner Aufsicht unterstehen,
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2. das fiir Inneres zustidndige Ministerium, wenn

a) wenigstens einer der kommunalen Beteiligten an der Zu-
sammenarbeit seiner unmittelbaren Aufsicht untersteht
oder

b) kommunale Beteiligte zusammenarbeiten, die der Auf-
sicht verschiedener Landkreise unterstehen; das fiir In-
neres zustdndige Ministerium kann die Aufsicht einem
der beteiligten Landkreise mit seinem Einverstdndnis
ubertragen,

3. die von dem fiir die Kommunalaufsicht zustdndigen Minis-
terium bestimmte Behorde in allen Féllen der Beteiligung
des Bundes oder des Landes und in den tibrigen Féllen.

(3) "Vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Regelungen iiber
Zustandigkeiten fiir die Fachaufsicht gilt Absatz 2 fiir die Fach-
aufsicht tiber gemeinsame kommunale Anstalten und Zweck-
verbdnde entsprechend. “In den Féllen des Absatzes 2 Nr. 3
bestimmt das jeweilige Fachministerium die unmittelbare Fach-
aufsichtsbehorde.

§ 21
Ubergangsregelungen

(1) "Bestehende Zweckvereinbarungen, Satzungen von Zweck-
verbdnden und Satzungen des Bezirksverbandes Oldenburg
bleiben wirksam. *Sie sind innerhalb von zwei Jahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes an die neue Rechtslage anzupas-
sen; dabei kann bestimmt werden, dass vorhandene Kollegial-
organe von Zweckverbdnden in ihrer bisherigen Zusammen-
setzung, Besetzung und Aufgabenstellung bis zur Neubildung
der kiinftigen Organe nach der am 1. November 2006 begin-
nenden allgemeinen Wahlperiode der kommunalen Vertre-
tungen fortgefithrt werden. *§ 2 Abs. 5 gilt entsprechend. *In
den Satzungen der von dem Bezirksverband Oldenburg ver-
walteten rechtsfihigen Koérperschaften, Anstalten und Stif-
tungen sind innerhalb der in Satz 2 Halbsatz 1 bestimmten
Frist die Regelungen tiber die Vertretung durch den Bezirks-
verband dessen kiinftiger Verbandsordnung anzupassen; hier-
fiir gilt Satz 2 Halbsatz 2 entsprechend.

(2) 'Bestehende Zweckvereinbarungen, die nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes nicht seinem sachlichen Anwendungsbereich
unterfallen, gelten vorbehaltlich anderer Entscheidungen der
Beteiligten fort. 2Anderungen oder die Beendigung von Zweck-
vereinbarungen nach Satz 1 bediirfen in dem vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes mafigeblichen Umfang weiterhin der Geneh-
migung der bisher zustidndigen Aufsichtsbehorde.

(3) Die vor dem 1. Juni 2009 in Kraft getretenen Zweckver-
einbarungen, Verbandsordnungen von Zweckverbdanden und
Unternehmenssatzungen von gemeinsamen kommunalen An-
stalten sind nicht deshalb unwirksam, weil sie die gemeinsame
Durchfithrung von Aufgaben zum Gegenstand haben.

§ 22

— aufgehoben —

§23
— aufgehoben —

§24
— aufgehoben —

§25

— aufgehoben —

§26
Inkrafttreten*)

(1) Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkiindung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten aufler Kraft:

1. das Zweckverbandsgesetz vom 7. Juni 1939 (Nds. GVBL.
Sb.IIS. 109), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBLI. S. 36),

2. das Gesetz betreffend die Vereinfachung und Verbilligung
der offentlichen Verwaltung vom 27. April 1933 (Nds. GVBL.
Sb. II S. 29), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 28. November 2002 (Nds. GVBL. S. 756),

3. das Gesetz fiir das Land Oldenburg, betreffend die Ubertra-
gung von Aufgaben auf den Landesfiirsorgeverband Olden-
burg vom 30. Juli 1937 (Nds. GVBL. Sb. II S. 336), gedndert
durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 20. Februar 1974 (Nds.
GVBL S. 110),

4. das Gesetz, betreffend Anderung des Gesetzes fiir den Lan-
desteil Oldenburg, betreffend die Landessparkasse zu Olden-
burg, vom 3. Juli 1933 (OGBL. S. 431), vom 10. August 1937
(Nds. GVBL. Sb. I S. 150).

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der urspriingli-
chen Fassung vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBL S. 63). Der Zeitpunkt
des Inkrafttretens der spateren Anderungen ergibt sich aus den in der
vorangestellten Bekanntmachung néher bezeichneten Gesetzen.
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) Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber die Arbeitszeit
der Lehrkrifte an 6ffentlichen Schulen

Vom 19. Dezember 2011

Aufgrund des § 60 Abs. 5 Satz 1 und des § 63 Abs. 2 des
Niedersdchsischen Beamtengesetzes in der Fassung vom
25. Marz 2009 (Nds. GVBL. S. 72), zuletzt gedndert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 17. November 2011 (Nds. GVBL.
S. 422), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung iiber die Arbeitszeit der Lehrkréfte an 6ffent-
lichen Schulen in der Fassung vom 2. August 2004 (Nds. GVBL.
S. 302), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 18. Juli 2011
(Nds. GVBL. S. 267), wird wie folgt gedndert:

1. § 9 erhilt folgende Fassung:

»$9
Altersteilzeit

(1) Altersteilzeit nach § 63 des Niedersdchsischen Beam-
tengesetzes (NBG) kann Lehrkréften nach Vollendung des
60. Lebensjahres zum 1. Februar und zum 1. August, frithes-
tens zum 1. August 2012 bewilligt werden.

(2) "Zu den Terminen 1. August 2012 bis 1. Februar 2015
wird Altersteilzeit in Form einer im Lauf des Bewilligungs-
zeitraums sinkenden Arbeitszeit nach Mafigabe der Sitze 2
bis 6 bewilligt. *Die Altersteilzeit gliedert sich in zwei
gleich lange Abschnitte. °In dem ersten Abschnitt betrdgt
die Arbeitszeit 80 vom Hundert und im zweiten Abschnitt
40 vom Hundert der nach § 63 Abs. 1 Satz 2 NBG fiir den
Umfang der Altersteilzeit mafigeblichen Arbeitszeit. *Ab-
weichend von Satz 2 kann sich die Altersteilzeit auf An-
trag in drei Abschnitte gliedern. °In diesem Fall betrédgt die
Arbeitszeit im ersten Abschnitt 80 vom Hundert, im zwei-

ten Abschnitt 60 vom Hundert und im dritten Abschnitt
40 vom Hundert der nach § 63 Abs. 1 Satz 2 NBG fiir den
Umfang der Altersteilzeit mafgeblichen Arbeitszeit. *Der
zweite Abschnitt darf 1angstens drei Schulhalbjahre dauern;
der erste und der dritte Abschnitt miissen gleich lang sein.

(3) 'Ab dem 1. August 2015 wird Altersteilzeit mit einer
im Bewilligungszeitraum gleichméfligen Arbeitszeit von
60 vom Hundert der nach § 63 Abs. 1 Satz 2 NBG fiir den
Umfang der Altersteilzeit maf3geblichen Arbeitszeit bewil-
ligt. 2Auf Antrag einer Lehrkraft kann die Altersteilzeit auch
in Form einer im Lauf des Bewilligungszeitraums sinken-
den Arbeitszeit nach Mafigabe des Absatzes 2 Sétze 2 bis 6
bewilligt werden, wenn dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen; Absatz 2 Satz 6 Halbsatz 1 findet keine Anwendung.

(4) Wahrend der Altersteilzeit erhalten Lehrkrifte keine
Alterserméfligung.”

. § 20 Satz 3 erhilt folgende Fassung:

,*Abweichend von Satz 1 ist im Rahmen der Anwendung
des § 9 Abs. 2 und 3 bei der Ermittlung und Festlegung der
Unterrichtsverpflichtung ein Bruchteil von unter 0,5 auf
eine halbe Unterrichtsstunde aufzurunden.“

. In der Anlage 3 (zu § 15) wird in der Spalte 1 das Wort

,Fachgymnasien“ durch die Worte ,,Berufliche Gymnasien“
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in

Kraft.

Hannover, den 19. Dezember 2011

Die Niedersachsische Landesregierung

McAllister
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; Verordnung
zur Anderung der Niedersachsischen Verordnung
iiber die Feldes- und die Forderabgabe

Vom 19. Dezember 2011

Aufgrund des § 32 Abs. 1 und 2 des Bundesberggesetzes
vom 13. August 1980 (BGBL. IS. 1310), zuletzt gedndert durch
Artikel 15 a des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBL. I S. 2585),
wird verordnet:

Artikel 1

Die Niedersédchsische Verordnung tiber die Feldes- und die
Forderabgabe vom 10. Dezember 2010 (Nds. GVBL. S. 564) wird
wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:

,»(1) 'Die Férderabgabevoranmeldungen sowie die Feldes-
und die Forderabgabeerklarungen sind gegentiber dem Lan-
desamt nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch
Datenferniibertragung zu iibermitteln. *Zusétzlich sind die
Forderabgabevoranmeldungen sowie die Feldes- und die
Forderabgabeerkldrungen gegeniiber dem Landesamt auf
einem amtlichen Vordruck abzugeben.”

2. In § 7 werden im einleitenden Satzteil die Worte ,,Artikel 2
des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBI. I S. 2474)“ durch die
Worte ,, Artikel 3 des Gesetzes vom 1. November 2011
(BGBI.1S. 2131)“ ersetzt.

3. §11 Abs. 1 Sétze 1 und 2 erhélt folgende Fassung:

,»'Die Férderabgabe auf Erdol, das aus den Lagerstétten Ba-
renburg, Bramberge, Emlichheim, Georgsdorf, Rithlermoor
Valendis und Scheerhorn geférdert wird, betrdgt vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2012 18 vom Hundert des
Marktwertes multipliziert mit der abgabepflichtigen Menge.
?Auf Erdél, das nicht aus den in Satz 1 genannten Lager-
stitten gefordert wird, wird im Jahr 2012 keine Forderab-
gabe erhoben.”

4. § 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Jahreszahl ,, 2011 durch die Jah-

reszahl ,,2012“ ersetzt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 7 eingefiigt:

,/Die Preise sind nur dann sachlich gerechtfertigt,
wenn sie auf einer Ausnahmesituation basieren.*

cc) Die bisherigen Sétze 7 und 8 werden Satze 8 und 9.
b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

,»(2) Der Abgabepflichtige kann den Bemessungsmaf-
stab um die tatsdchlich entstandenen Kosten fir die
Fortleitung verringern.“

c) Absatz 3 wird gestrichen.
d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

. § 14 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,,'Die Forderabgabe betrédgt vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2012 36 vom Hundert des Bemessungsmaf}-
stabs multipliziert mit der abgabepflichtigen Menge.“

b) In Absatz 4 wird die Zahl ,,4 000“ durch die Zahl ,,4 500
und die Jahreszahl ,,2011“ durch die Jahreszahl ,, 2012
ersetzt.

¢) In Absatz 5 wird die Jahreszahl ,,2011“ durch die Jahres-
zahl ,,2012“ ersetzt.

. In § 16 Satz 1 wird die Jahreszahl ,,2011“ durch die Jahres-

zahl ,, 2012 ersetzt.

. In § 25 Abs. 2 wird die Jahreszahl ,,2010“ durch die Jahres-

zahl ,,2011° ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.

Hannover, den 19. Dezember 2011

Die Niedersachsische Landesregierung

McAllister

Bode
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. Verordnung
zur Anderung der Wahlkostenerstattungsverordnung

Vom 12. Dezember 2011

Aufgrund des § 53 Abs. 2 des Niedersédchsischen Kommunal-
wahlgesetzes in der Fassung vom 24. Februar 2006 (Nds. GVBL.
S. 91), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Ok-
tober 2011 (Nds. GVBL. S. 353), wird verordnet:

Artikel 1

§ 2 Abs. 3 Satz 1 der Wahlkostenerstattungsverordnung vom
26. Mai 2009 (Nds. GVBL. S. 227) erhélt folgende Fassung:

,'Der Ergdnzungsbetrag betrdgt 0,82 Euro fiir jede wahlberech-
tigte Person; bei gleichzeitig stattfindenden Gemeindewahlen
oder Direktwahlen in der Gemeinde betrégt er 0,41 Euro.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 11. September 2011
in Kraft.

Hannover, den 12. Dezember 2011

Niedersichsisches Ministerium
fiir Inneres und Sport

Schiinemann

Minister
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) Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber die Zuordnung
der ortlichen Triger der Sozialhilfe zu Quotenklassen

Vom 13. Dezember 2011

Aufgrund des § 14 Abs. 2 des Niedersédchsischen Gesetzes zur
Ausfithrung des Zwolften Buchs des Sozialgesetzbuchs vom
16. Dezember 2004 (Nds. GVBL. S. 644), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Méarz 2011 (Nds. GVBL. S. 81),
wird verordnet:

Artikel 1

Dem § 1 der Verordnung tiber die Zuordnung der ortlichen
Tréger der Sozialhilfe zu Quotenklassen vom 19. September 2006
(Nds. GVBL. S. 451), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
20. Dezember 2010 (Nds. GVBL. S. 642), wird der folgende Ab-
satz 7 angeflgt:

,»(7) Den Quotenklassen werden ab 1. Januar 2012 zugeordnet:
1. der Quotenklasse 4: der Landkreis Gifhorn,

2. der Quotenklasse 6: die Landkreise Ammerland, Cloppen-
burg, Cuxhaven, Heidekreis, Holzminden, Osterholz, Roten-
burg (Wimme) und Stade,

3. der Quotenklasse 7: die Stadt Wolfsburg sowie die Land-
kreise Aurich, Friesland, Grafschaft Bentheim, Helmstedt,
Liichow-Dannenberg, Northeim, Osterode am Harz, Uelzen
und Wolfenbiittel,

4. der Quotenklasse 8: die Stadt Salzgitter sowie die Landkrei-
se Celle, Leer, Liineburg, Nienburg (Weser), Peine, Vechta,
Wesermarsch und Wittmund,

5. der Quotenklasse 9: die Stadte Braunschweig, Emden und
Wilhelmshaven sowie der Landkreis Goslar,

6. der Quotenklasse 10: die Stddte Oldenburg (Oldenburg) und
Osnabriick sowie die Landkreise Gottingen und Hameln-
Pyrmont,

7. der Quotenklasse 11: die Region Hannover,

8. der Quotenklasse 12: die Stadt Delmenhorst.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 13. Dezember 2011

Niedersichsisches Ministerium
fiir Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit
und Integration

Ozkan

Ministerin
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Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber die Abschliisse
in der gymnasialen Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium,
im Abendgymnasium und im Kolleg

Vom 16. Dezember 2011

Aufgrund des § 60 Abs. 1 Nr. 6 des Niedersdchsischen Schul- 5. § 17 wird wie folgt gedndert:

gesetzes in der Fassung vom 3. Mérz 1998 (Nds. GVBL. S. 137),
zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2011 (Nds. GVBL. S. 471), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung tiber die Abschliisse in der gymnasialen
Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium, im Abendgymnasium
und im Kolleg vom 19. Mai 2005 (Nds. GVBL. S. 169), zuletzt
gedndert durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. Oktober 2011
(Nds. GVBL. S. 336), wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,,treten” ein Kom-
ma und die Worte ,wenn die Voraussetzungen nach § 11
Abs. 4 VO-GO erfiillt werden” eingefiigt.

2. §4 Abs. 2 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

»*Wenn im Fach Sport der schriftliche, sportpraktische oder
mundliche Teil der Priifung mit der Note ,mangelhaft’
oder ,ungeniigend‘ bewertet worden ist, kann das Gesamt-
ergebnis bei der Bewertung eines Priifungsteils mit der
Note ,mangelhaft’ nicht tiber 6 Punkte und bei der Bewer-
tung eines Prifungsteils mit der Note ,ungeniigend’ nicht
tber 3 Punkte hinausgehen.”

3. In § 8 Abs. 3 wird das Wort ,Hochstzeit“ durch das Wort 6.

,Verweildauer” ersetzt.
4. § 15 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,,Unterrichtsergebnisse”
durch das Wort , Ergebnisse” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geédndert:
aa) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefiigt:

»’Neben den Schulhalbjahresergebnissen in einem
Fach auf erh6htem Anforderungsniveau diirfen Er-
gebnisse in diesem Fach auf grundlegendem An-
forderungsniveau nicht eingebracht werden.”

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

a) Absatz 2 Nr. 2 erhilt folgende Fassung:

,2. in zwei Schulhalbjahresergebnissen im dritten Prii-
fungsfach sowie in weiteren neun Schulhalbjah-
resergebnissen in mindestens fiinf vierstiindigen,
im Beruflichen Gymnasium auch dreistiindigen,
und hochstens vier zweistiindigen Féchern insge-
samt mindestens 55 Punkte in einfacher Wertung
und in neun dieser elf Schulhalbjahresergebnisse
jeweils mindestens 5 Punkte®.

b) Absatz 5 wird wie folgt geéndert:
aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.
bb) Satz 2 wird gestrichen.

c) Absatz 6 wird wie folgt gedndert:
aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.
bb) Satz 2 wird gestrichen.

d) Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

»(7) § 15 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 10 Satz 3 gilt ent-
sprechend.”

Dem § 28 wird der folgende Absatz 5 angefiigt:

,,(5) "Fiir Schiilerinnen und Schiiler der gymnasialen Ober-
stufe und des Beruflichen Gymnasiums ist fir die Abitur-
prifungen 2012 und 2013 § 15 Abs. 3 in der bis zum 31. Juli
2011 geltenden Fassung weiter anzuwenden. *Entspre-
chendes gilt fiir die Abiturpriifungen 2014 und 2015 fir
die Schiilerinnen und Schiiler der gymnasialen Oberstufe
und des Beruflichen Gymnasiums, die vor dem 1. August
2011 in die Qualifikationsphase eingetreten sind und eine
Abiturpriifung abzulegen oder zu wiederholen haben.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2012 in Kraft.

Hannover, den 16. Dezember 2011

Niedersichsisches Kultusministerium

Althusmann

Minister

504



Nds. GVBL. Nr. 31/2011, ausgegeben am 28. 12. 2011

_ Verordnung
zur Anderung der Verordnung
iiber die gymnasiale Oberstufe

Vom 16. Dezember 2011

Aufgrund des § 11 Abs. 9 und des § 60 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 6
des Niedersdchsischen Schulgesetzes in der Fassung vom 3. Mérz
1998 (Nds. GVBL. S. 137), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2011 (Nds. GVBL. S. 471), wird ver-
ordnet:

Artikel 1

Die Verordnung tiber die gymnasiale Oberstufe vom 17. Fe-
bruar 2005 (Nds. GVBL. S. 51), zuletzt gedndert durch Verord-
nung vom 17. Mai 2010 (Nds. GVBI. S. 224), wird wie folgt
gedndert:

1. In § 1 werden nach dem Wort ,,Gesamtschule“ die Worte
,sowie fiir die Einfiihrungsphase des Gymnasialzweigs
der Oberschule mit gymnasialem Angebot“ eingefiigt.

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a werden nach dem Wort
,Gymnasialzweig" die Worte ,,der Oberschule oder” einge-
fugt.

3. § 3 erhailt folgende Fassung:

.83

Verweildauer

(1) 'Die Verweildauer in der gymnasialen Oberstufe be-
tragt in der Einfithrungsphase ein Schuljahr und in der
Qualifikationsphase zwei Schuljahre, soweit sich aus den
§§9, 11 Abs. 7 Satz 3 und § 13 sowie aus den Sétzen 2 bis 4
nichts anderes ergibt. “Wer ohne Besuch der Einfithrungs-
phase in die Qualifikationsphase eingetreten ist, besucht
die Qualifikationsphase mindestens zwei und hochstens
drei Schuljahre. *Zur Wiederholung einer nicht bestande-
nen Abiturpriifung verldngert die Schule die Verweildauer
um ein Schuljahr. *Zeiten des Besuchs eines Beruflichen
Gymnasiums werden auf die Verweildauer in der gymna-
sialen Oberstufe angerechnet.

(2) Wer nicht vor Ablauf der Verweildauer in der Qua-
lifikationsphase zur Abiturpriifung zugelassen worden ist,
muss die Schule verlassen.”

4. § 8 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 werden nach dem Wort ,,Realschulzweig”
die Worte ,,der Oberschule oder” eingefiigt.

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte ,im zweiten“
durch die Worte ,,in einem* ersetzt.

5. § 9 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,,Gymnasial-
zweig"” die Worte ,,der Oberschule oder” eingefiigt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geédndert:
aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.
bb) Satz 2 wird gestrichen.
6. §11 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 7 Satz 4 werden die Worte ,im zweiten®
durch die Worte ,,in einem“ ersetzt.

b) In Absatz 8 wird das Wort ,,Fachgymnasium® durch die
Worte ,,Beruflichen Gymnasium“ und der Klammer-
zusatz ,,(AVO-GOFAK)“ durch den Klammerzusatz
,(AVO-GOBAK)" ersetzt.

c) Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

»(9) An die Stelle der schriftlichen Abiturleistung
im vierten Prifungsfach tritt auf Verlangen des Priif-
lings nur dann eine besondere Lernleistung nach § 11
AVO-GOBAK, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 4
erfullt werden.“

7. § 13 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geédn-
dert:

Das Wort ,,Hochstzeit“ wird durch das Wort ,,Verweil-
dauer” ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

2In Hartefdllen, die die Schiilerin oder der Schiiler
nicht zu vertreten hat, insbesondere bei ldingerem Unter-
richtsversdumnis wegen Krankheit, kann die Schulbe-
horde ein weiteres Zuriicktreten um ein Schuljahr
zulassen.”

. § 15 wird wie folgt gedndert:

a) Die Absitze 1, 3 und 4 werden gestrichen.
b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1.
c) Es wird der folgende neue Absatz 2 angefiigt:

»(2) 'Fir Schiilerinnen und Schiiler, die vor dem
1. August 2016 den 11. Schuljahrgang der gymnasialen
Oberstufe einer Integrierten Gesamtschule oder einer
nach Schuljahrgingen gegliederten Kooperativen Ge-
samtschule besuchen, betrdgt die Schiilerpflichtstun-
denzahl in der Einfihrungsphase abweichend von der
Anlage 1 nur 31. *Sie miissen in den Unterrichtshalb-
jahren der Qualifikationsphase abweichend von § 10
Abs. 2 Satz 6 durchschnittlich nur mindestens 32
Wochenstunden belegen kénnen. *Fiir diese Schiile-
rinnen und Schiiler erhélt die Schule kein Stunden-
kontingent nach der Fufinote 9 der Anlage 1.

. Die Anlage 1 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,,Gymnasi-
ums” ein Komma und die Worte ,,der Oberschule” ein-
gefigt.

b) In der Tabelle werden in der Spalte ,Facher die Be-
zeichnung ,,1. Fremdsprache” durch die Worte ,,Erste
Fremdsprache” und die Bezeichnung ,2. Fremdspra-
che” durch die Worte ,,Zweite Fremdsprache” ersetzt.

c) Die Fufinote 1 erhalt folgende Fassung:

,') Wer im Sekundarbereich I keine zweite Fremd-
sprache erlernt hat, hat in der Einfihrungsphase
mit einer zweiten Fremdsprache neu zu beginnen
und diese als Pflichtfremdsprache in der Qualifika-
tionsphase durchgehend vierstiindig zu belegen. Die
Einbringungsverpflichtung richtet sich nach Anlage 3
Fuflnote 2 Satz 1 zu § 15 Abs. 3 AVO-GOBAK.*“

d) In der Fufinote 2 werden nach dem Wort , Realschul-
zweig"” die Worte ,,der Oberschule oder” eingefiigt.

e) Die Fuinote 3 erhalt folgende Fassung:

,Y) An die Stelle der ersten oder zweiten Pflichtfremd-
sprache kann nach Wahl der Schiilerin oder des
Schiilers eine dritte Pflicht- oder Wahlpflicht-
fremdsprache mit vier Wochenstunden treten.
Diese ist in der Qualifikationsphase durchgehend
vierstiindig zu belegen, wenn mit der Fremdspra-
che die Verpflichtung zur Belegung einer zweiten
Pflichtfremdsprache in der Einfithrungsphase erftillt
wird; die Einbringungsmoglichkeit richtet sich
nach Anlage 3 Fuflnote 2 Satz 2 zu § 15 Abs. 3
AVO-GOBAK. Wird eine dritte Pflichtfremdspra-
che in der Einfuhrungsphase zusitzlich zu einer
ersten und zweiten Pflichtfremdsprache belegt, so
kann nach Entscheidung der Schule der Unter-
richt in der dritten und in der zweiten Pflicht-
fremdsprache jeweils dreistiindig belegt werden.“
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f) Die Fufinote 8 erhilt folgende Fassung:

»)

Wenn Sport als Priiffungsfach gewéhlt wird, ist in
einem Schulhalbjahr zusétzlich zweistiindiger Un-
terricht in Sporttheorie zu belegen. Die Note in
Sporttheorie ist zusitzlich im Zeugnis einzutra-
gen.“

10. Die Anlage 2 wird wie folgt geédndert:
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a) In der Tabelle werden in der Spalte ,Facher” die Be-
zeichnung , 1. Fremdsprache“ durch die Worte ,Erste
Fremdsprache” und die Bezeichnung ,2. Fremdspra-
che” durch die Worte ,, Zweite Fremdsprache” ersetzt.

c)

Die Fufinote 1 erhélt folgende Fassung:

)

Wer im Sekundarbereich I keine zweite Fremd-
sprache erlernt hat, hat in der Einfithrungsphase
mit einer zweiten Fremdsprache neu zu beginnen
und diese als Pflichtfremdsprache in der Qualifi-
kationsphase durchgehend vierstiindig zu bele-
gen. Die Einbringungsverpflichtung richtet sich
nach Anlage 3 Fuflnote 2 Satz 1 zu § 15 Abs. 3
AVO-GOBAK.“

In der Fulnote 2 werden nach dem Wort ,, Realschul-
zweig"” die Worte ,,der Oberschule oder* eingefiigt.

Die Fufinote 3 erhilt folgende Fassung:

»)

An die Stelle der ersten oder zweiten Pflicht-
fremdsprache kann nach Wahl der Schiilerin
oder des Schiilers eine dritte Pflicht- oder Wahl-
pflichtfremdsprache mit vier Wochenstunden
treten. Diese ist in der Qualifikationsphase durch-
gehend vierstiindig zu belegen, wenn mit der
Fremdsprache die Verpflichtung zur Belegung einer
zweiten Pflichtfremdsprache in der Einfithrungs-
phase erfiillt wird; die Einbringungsmoglichkeit

richtet sich nach Anlage 3 Fufnote 2 Satz 2 zu § 15
Abs. 3 AVO-GOBAK. Wird eine dritte Pflicht-
fremdsprache in der Einfithrungsphase zusitz-
lich zu einer ersten und zweiten Pflichtfremd-
sprache belegt, so kann nach Entscheidung der
Schule der Unterricht in der dritten und in der
zweiten Pflichtfremdsprache jeweils dreistiindig
belegt werden.“

e) Die Fuflnote 9 erhilt folgende Fassung:

»)

Wenn Sport als Priifungsfach gewdhlt wird, ist in
einem Schulhalbjahr zusétzlich zweistiindiger
Unterricht in Sporttheorie zu belegen. Die Note
in Sporttheorie ist zusétzlich im Zeugnis einzu-
tragen.”

f) Es wird die folgende Fufinote 10 angeftigt:

»"") Die Schulen erhalten ein Stundenkontingent zur

schuleigenen Schwerpunktsetzung und Gestaltung.
Die Lehrerstunden aus diesem Kontingent diirfen
fir Intensivierungs- und Vertiefungsstunden, fiir
Differenzierungsmafinahmen, fiir Férdermafinah-
men sowie fiir das Angebot von Wahlunterricht
und Arbeitsgemeinschaften verwendet werden.“

11. In der Anlage 4 erhilt die Fuinote 3 folgende Fassung:

,°) Das Fach Darstellendes Spiel kann nur als fiinftes Prii-
fungsfach, das Fach Werte und Normen nur als viertes
oder fiinftes Prafungsfach gewihlt werden. Das Fach
muss an der Schule als Priifungsfach durch die obers-
te Schulbehorde genehmigt worden sein.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2012 in Kraft.

Hannover, den 16. Dezember 2011

Niedersichsisches Kultusministerium

Althusmann

Minister
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) Verordnung
zur Anderung des Niedersichsischen Wassergesetzes

Vom 20. Dezember 2011

Aufgrund des § 64 Abs. 1 Satz 5 des Niedersdchsischen Was-
sergesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt
gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011
(Nds. GVBL. S. 353), wird verordnet:

Artikel 1

Nummer 1 Buchst. a der Anlage 5 (zu § 64 Abs. 1 Satz 4) des
Niedersdchsischen Wassergesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds.
GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBL. S. 353), wird wie folgt ge-
dndert:

. In Satz 1 werden nach dem Wort ,Kennung” die Worte ,,sowie der Attributart ,Funktion‘, ,ohne Funktion’, ,Vegetationsmerkmal’
oder ,Art der Festlegung™“ eingefiigt.

. Die Doppelbuchstaben aa bis cc erhalten folgende Fassung:

,aa) Leicht versiegelte Flachen:

einfacher Hektarsatz

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Flachen besonderer Flache besonderer funktionaler Pragung ist eine baulich gepriagte | 41007
funktionaler Pragung Flache einschliefSlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden

Freifldche, auf denen vorwiegend Gebdude und/oder Anlagen zur
Erfiillung offentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden

sind.
Historische Anlage Historische Anlage ist eine Flache mit historischen Anlagen, z. B. Funktion 1300
historische Stadtmauern und -tiirme, Denkmaler und Ausgrabungs-
statten.
Sport-, Freizeit- Sport-, Freizeit- und Erholungsfldche ist eine bebaute oder 41008
und Erholungsflidche unbebaute Flache, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder der
Erholung dient.
Sportanlage Sportanlage ist eine Flache mit Bauwerken und Einrichtungen, Funktion 4100

die zur Ausiibung von (Wettkampf-)Sport und fir Zuschauer
bestimmt ist.

Golfplatz Golfplatz ist eine Fldche mit Bauwerken und Einrichtungen, Funktion 4110
die zur Ausiibung des Golfsports genutzt wird.

Verkehrsiibungsplatz Verkehrsiibungsplatz ist eine Flache, die Ubungs- und Erprobungs- | Funktion 4270
zwecken dient.

Hundetibungsplatz Hundeiibungsplatz ist eine Fliche, auf der Ubungen mit Hunden Funktion 4280
durchgefiihrt werden.

Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Flache, die zur Ausiibung des Funktion 4290
Modellflugsports dient.

Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimmbecken Funktion 4320
oder Anlage an Ufern von Gewissern fir den Badebetrieb und
Schwimmsport.

Campingplatz Campingplatz ist eine Flache fiir den Aufbau einer grofleren Zahl Funktion 4330

von Zelten oder zum Abstellen und Benutzen von Wohnwagen mit
ortsfesten Anlagen und Einrichtungen.

Griinanlage Grunanlage ist eine Anlage mit Biumen, Strduchern, Rasenfldchen, Funktion 4400
Blumenrabatten und Wegen, die vor allem der Erholung und Ver-
schonerung des Stadtbildes dient.

Griinfliache Griunfldche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfldche und Parkanlage Funktion 4410
in Stadten und Siedlungen.

Park Park ist eine landschaftsgartnerisch gestaltete Griinanlage, die der Funktion 4420
Repréasentation und der Erholung dient.

Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Offentlichkeit zugénglicher Garten Funktion 4430
zum Studium der Pflanzenwelt; systematisch geordnete Sammlung
in Freiland und Gewéchshdusern (Warmhéuser).

Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Gartengrund- Funktion 4440
stticken, die von Vereinen verwaltet und verpachtet werden.
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem korperliche oder geistige Funktion 4470
Tatigkeit aus eigenem Antrieb ohne Zweckbestimmung ausgetibt
wird.
Friedhof Friedhof ist eine Fliache, auf der Tote bestattet sind. 41009
Ohne Funktion*)
Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist. Funktion 9403
Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch gilt. Funktion 9404
Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fldche fiir den Anbau von Feldfriichten 43001
sowie eine Flache, die beweidet und gemédht werden kann, ein-
schliefilich der mit besonderen Pflanzen angebauten Fldche.
Die Brache, die fiir einen bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes
oder ganzes Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als
Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen.
Gartenland Gartenland ist eine Fliche fiir den Anbau von Gemiise, Obst und Vegetations-
Blumen sowie die Aufzucht von Kulturpflanzen, soweit sie von merkmal 1030
Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt wird.
Baumschule Baumschule ist eine Fliache, auf der Holzgewéchse aus Samen, Vegetations-

Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem Umpflanzen
(Verschulen) gezogen werden.

merkmal 1031

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen Baustoffen be- | 61003
stehende langgestreckte Aufschiittung, die Vegetation tragen kann.
Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden bezogenen Be- | 71011
schrankungen, Belastungen oder anderen Eigenschaften einer Fliche.
Truppeniibungsplatz, Truppeniibungsplatz, Standortiibungsplatz ist ein Geldnde zur Art der
Standortiibungsplatz militdrischen Ausbildung. Festlegung 4720
*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten.
bb) Mitteldicht versiegelte Flachen:
zweieinhalbfacher Hektarsatz
Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Industrie- und Gewerbefldche | Industrie- und Gewerbeflédche ist eine Flache, die vorwiegend 41002

508

Lagerplatz

Betriebsflache
Versorgungsanlage

Forderanlage

Betriebsfldche Versorgungs-
anlage, Wasser

Betriebsfldche Versorgungs-
anlage, Elektrizitat

Umspannstation

Betriebsflache )
Versorgungsanlage, Ol

Betriebsfldche
Versorgungsanlage, Gas

industriellen oder gewerblichen Zwecken dient.

Lagerplatz bezeichnet Flachen, auf denen inner- und auflerhalb
von Gebaduden wirtschaftliche Giiter gelagert werden.

Betriebsfldche Versorgungsanlage bezeichnet eine Flache, auf
der vorwiegend Anlagen und Gebdude zur Versorgung der
Allgemeinheit mit Elektrizitdt, Warme und Wasser vorhanden sind.

Forderanlage bezeichnet eine Fliache mit Einrichtungen zur Forde-
rung von Erdél, Erdgas, Sole, Kohlensédure oder Erdwérme aus dem
Erdinneren.

Betriebsfldche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von Wasserwerk.
Wasserwerk bezeichnet eine Fldche mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur Aufbereitung von
Trinkwasser.

Betriebsfldche Versorgungsanlage, Elektrizitat, ist Teil von
Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fldche mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer Energie.

Umspannstation bezeichnet eine Flache mit Gebduden und
sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine andere Spannungs-
ebene zu transformieren.

Betriebsflidche Versorgungsanlage, Ol, ist Teil von Raffinerie.
Raffinerie bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdol.

Betriebsfldche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk.
Gaswerk bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.

Funktion 1740

Funktion 2502

Funktion 2510

Funktion 2522

Funktion 2532

Funktion 2540

Funktion 2552

Funktion 2562
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3

Betriebsfldche Versorgungs-
anlage, Warme

Betriebsfldche
Versorgungsanlage, Funk-
und Fernmeldewesen

Betriebsflache
Entsorgungsanlage

Betriebsfldche
Entsorgungsanlage,
Abwasserbeseitigung

Betriebsfldche
Entsorgungsanlage,
Abfallbeseitigung

Betriebsflache
Entsorgungsanlage,
Schlamm

Deponie (oberirdisch)

Deponie (untertagig)

Betriebsfldche Versorgungsanlage, Warme, ist Teil von Heizwerk.
Heizwerk bezeichnet eine Fliche mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zur Erzeugung von Wérmeenergie zu Heizzwecken.

Betriebsfldche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, ist
Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmeldeanlage
bezeichnet eine Fliche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebdude
zur elektronischen Informationsvermittlung stehen.

Betriebsfldche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung.
Entsorgung bezeichnet eine Flache, auf der vorwiegend Anlagen
und Gebédude zur Verwertung und Entsorgung von Abwasser
und festen Abfallstoffen vorhanden sind.

Betriebsfldche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist Teil
von Kléranlage, Klarwerk. Klaranlage, Klarwerk bezeichnet eine
Flache mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Reinigung
von Abwasser.

Betriebsfldche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil von
Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet
eine Fliche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der
Abfille mit chemisch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt
werden.

Betriebsfldche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von Abfall-
behandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine
Flache mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der
Abfille mit chemisch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt
werden.

Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fldche, auf der oberirdisch
Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die durch eine Abgrenzung
erkennbare Betriebsfldche erfasst. Sie muss nicht mit der Boschungs-
kante tibereinstimmen.

Deponie (untertégig) bezeichnet eine oberirdische Betriebsfliche,
unter der Abfallstoffe eingelagert werden (Untertagedeponie). De-
ponie (untertéigig) grenzt bis an die Oberfldche. In der Regel wird
nur die Fliche des Einfuhrschachts fiir Deponie (untertégig) erfasst.

Funktion 2572

Funktion 2582

Funktion 2602

Funktion 2612

Funktion 2622

Funktion 2623

Funktion 2630

Funktion 2640

Halde

Halde ist eine Fldche, auf der Material langfristig gelagert wird,
und beschreibt die auch im Relief zu modellierende tatsdchliche
Aufschiittung. Aufgeforstete Abraumhalden werden als Objekte
der Objektart Wald erfasst.

41003

Tagebau, Grube, Steinbruch

Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Flache, auf der oberirdisch
Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivierte Tagebaue, Gruben,
Steinbriiche werden als Objekte entsprechend der vorhandenen
Nutzung erfasst.

41005

StraBenverkehr

Verkehrsbegleitfliche
Strafle

Fuflgiangerzone

StrafBenverkehr umfasst alle fiir die bauliche Anlage Strafle erfor-
derlichen sowie dem Straflenverkehr dienenden bebauten und un-
bebauten Fliachen.

Verkehrsbegleitfldche Strafle bezeichnet eine bebaute oder
unbebaute Fldche, die einer Strafle zugeordnet wird. Die Verkehrs-
begleitfliche Strafle ist nicht Bestandteil der Fahrbahn.

Fuflgidngerzone ist ein dem Fuflgidngerverkehr vorbehaltener
Bereich, in dem ausnahmsweise 6ffentlicher Personenverkehr,
Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zuldssig sein kann.

42001
Ohne Funktion*)

Funktion 2312

Funktion 5130

Weg

Fufiweg

Radweg

Rad- und Fuflweg

Weg umfasst alle Flachen, die zum Befahren und/oder Begehen
vorgesehen sind. Zum Weg gehoren auch Seitenstreifen und
Grében zur Wegentwésserung.

FuBweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustandes nur
von Fuflgiangern zu begehen ist.

Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter
und abgegrenzter Teil einer Strafle oder mit selbstdndiger Linien-
fihrung fiir den Fahrradverkehr bestimmt ist.

Rad- und Fufiweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter
und abgegrenzter Teil einer Strafle oder mit selbstdndiger Linien-
fithrung ausschlieflich fiir den Fahrrad- und Fufigdngerverkehr
bestimmt ist.

42006
Ohne Funktion*)

Funktion 5220

Funktion 5240

Funktion 5250

509
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Platz Platz ist eine Verkehrsflidche in Ortschaften oder eine ebene, 42009
befestigte oder unbefestigte Flache, die bestimmten Zwecken dient Ohne Funktion®)
(z. B. fiir Verkehr, Markte, Festveranstaltungen).
Fuflgingerzone Fuflgingerzone ist ein dem Fuflgingerverkehr vorbehaltener Funktion 5130
Bereich, in dem ausnahmsweise 6ffentlicher Personenverkehr,
Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zuldssig sein kann.
Parkplatz Parkplatz ist eine zum voriibergehenden Abstellen von Fahrzeugen Funktion 5310
bestimmte Flache.
Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten der Ver- Funktion 5320
kehrsteilnehmer mit unmittelbarem Anschluss zur Strafie ohne
Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten.
Raststétte Raststitte ist eine Anlage an Verkehrsstrafien mit Bauwerken und Funktion 5330
Einrichtungen zur Versorgung und Erholung von Reisenden.
Marktplatz Marktplatz ist eine Fldche, auf dem Wochenmaérkte abgehalten Funktion 5340
werden.
Festplatz Festplatz ist eine Flache, auf der zeitlich begrenzte Festveranstal- Funktion 5350
tungen stattfinden.
Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle fiir den Schienenverkehr erforderlichen | 42010
Flachen. Ohne Funktion*)
Fldchen von Bahnverkehr sind
— der Bahnkorper (Unterbau fiir Gleise; bestehend aus Dammen
oder Einschnitten und deren kleineren Boschungen, Durch-
lassen, schmglen Grében zur Entwésserung, Stiitzmauern,
Unter- und Uberfithrung, Seiten- und Schutzstreifen) mit
seinen Bahnstrecken,
— an den Bahnkorper angrenzende bebaute und unbebaute
Flachen (z. B. Boschungsfldchen).
Verkehrsbegleitfliche Verkehrsbegleitfliche Bahnverkehr bezeichnet eine bebaute Funktion 2322
Bahnverkehr oder unbebaute, an den Bahnkérper angrenzende Fldche, die dem
Schienenverkehr dient.
Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich gepréigte Flache und die mit ihr 42015
in Zusammenhang stehende Freifldche, die ausschlieflich oder L
. - Ohne Funktion*)
vorwiegend dem Flugverkehr dient.
Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprégte Fliche und die mit ihr | 42016
in Zusammenhang stehende Freifliche, die ausschliefilich oder L.
Ohne Funktion*)

Hafenanlage (Landfldche)

Schleuse (Landfldche)

Anlegestelle (Landfldche)

Fahranlage (Landfldche)

vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

Hafenanlage (Landfldche) bezeichnet die Fliache innerhalb des
Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist und die ausschlieflich
zum Betrieb des Hafens dient.

Schleuse (Landfldche) bezeichnet die Flache innerhalb der
Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die ausschlieBlich
zum Betrieb der Schleuse dient.

Anlegestelle (Landfldche) umfasst mehr als den tiberlagernden land-
seitigen Anleger, der eine feste oder schwimmende Einrichtung
zum Anlegen von Schiffen ist.

Fdhranlage (Landfldche) ist eine besondere Landfldche, von der
in der Regel nach festem Fahrplan tiber Fliisse, Seen, Kanile, Meer-
engen oder Meeresarme ein Schiffsverkehr stattfindet.

Funktion 5610

Funktion 5620

Funktion 5630

Funktion 5640

Unland,
Vegetationslose Flache

Gewdsserbegleitfldache

Unland, Vegetationslose Flache ist eine Fldche, die dauerhaft
landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. B. nicht aus dem
Geldnderelief herausragende Felspartien, Sand- oder Eisflachen,
Uferstreifen lings von Gewdssern und Sukzessionsfldchen.

Gewdisserbegleitfldche bezeichnet eine bebaute oder unbebaute
Flache, die einem Flieflgewdsser zugeordnet wird. Die Gewésser-
begleitfliche ist nicht Bestandteil der Gewdésserfléche.

43007

Funktion 1100

*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten.
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cc) Starker versiegelte Flachen:

vierfacher Hektarsatz

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Wohnbaufldche Wohnbauflédche ist eine baulich geprégte Flache einschliefSlich 41001
der mit ihr im Zusammenhang stehenden Freifldchen (Vorgirten,
Ziergarten, Zufahrten, Stellpldtze und Hofraumfldchen), die aus-
schliellich oder vorwiegend dem Wohnen dient.
Industrie- und Gewerbefldche | Industrie- und Gewerbefldche ist eine Fldche, die vorwiegend 41002

Handel und
Dienstleistungen

Ausstellung, Messe

Gaértnerei

Industrie und Gewerbe

Werft

Gebéiude- und Freifliche
Versorgungsanlage

Gebdude- und Freifliache
Versorgungsanlage, Wasser

Gebiude- und Freifliche
Versorgungsanlage,
Elektrizitat

Gebéude- und Freifliche
Versorgungsanlage Ol

Gebdude- und Freifliche
Versorgungsanlage, Gas

Gebédude- und Freifliache
Versorgungsanlage, Wéarme

Gebiude- und Freifliche
Versorgungsanlage,
Funk- und Fernmeldewesen

Gebéiude- und Freifldche
Entsorgungsanlage

Gebdude- und Freifliache
Entsorgungsanlage,
Abwasserbeseitigung

Gebdude- und Freifliche
Entsorgungsanlage, Abfall-
beseitigung

industriellen oder gewerblichen Zwecken dient.

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fliche, auf der
vorwiegend Gebdude stehen, in denen Handels- und/oder Dienst-
leistungsbetriebe anséssig sind.

Ausstellung, Messe bezeichnet eine Flache mit Ausstellungshallen
und sonstigen Einrichtungen zur Prasentation von Warenmustern.

Gartnerei bezeichnet eine Fliche mit Gebduden, Gewidchshidusern
und sonstigen Einrichtungen zur Aufzucht von Blumen und Ge-
miisepflanzen. Baumschulen werden als Objekte der Objektart
Landwirtschaft erfasst.

Industrie und Gewerbe bezeichnet Fldchen, auf denen vorwiegend
Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden sind. Darin sind Ge-
baude- und Freiflichen und die Betriebsflache Lagerplatz enthalten.

Werft ist eine Betriebsfliche mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur von Schiffen.

Gebaude- und Freifliche Versorgungsanlage bezeichnet eine Flache,
auf der vorwiegend Anlagen und Gebdude zur Versorgung der

Allgemeinheit mit Elektrizitdt, Warme und Wasser vorhanden sind.

Gebaude- und Freifliche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von
Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Flache mit Bauwerken
und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur Aufbe-
reitung von (Trink-)Wasser.

Gebédude- und Freiflache Versorgungsanlage, Elektrizitit, ist Teil von
Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer Energie.

Gebdude- und Freifliche Versorgungsanlage, O, ist Teil von
Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdol.

Gebéaude- und Freifliche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.

Gebaude- und Freifliche Versorgungsanlage, Wirme, ist Teil von
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Flache mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wéarmeenergie zu
Heizzwecken.

Gebaude- und Freifliche Versorgungsanlage, Funk- und Fern-
meldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. Funk-

und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fliche, auf der vorwiegend
Anlagen und Gebéude zur elektronischen Informationsvermittlung
stehen.

Gebédude- und Freiflache Entsorgungsanlage ist Teil von Entsor-
gung. Entsorgung bezeichnet eine Fldche, auf der vorwiegend An-
lagen und Gebédude zur Verwertung und Entsorgung von Abwasser
und festen Abfallstoffen vorhanden sind.

Gebdude- und Freifliche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung,
ist Teil von Kldranlage, Klarwerk. Kldranlage, Klarwerk bezeichnet
eine Fldche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur
Reinigung von Abwasser.

Gebaude- und Freifliche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist
Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage be-
zeichnet eine Fldche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen,
auf der Abfille mit chemisch/physikalischen und biologischen
oder thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren
behandelt werden.

Funktion 1400

Funktion 1450

Funktion 1490

Funktion 1700

Funktion 1790

Funktion 2501

Funktion 2521

Funktion 2531

Funktion 2551

Funktion 2561

Funktion 2571

Funktion 2581

Funktion 2601

Funktion 2611

Funktion 2621
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Flache gemischter Nutzung Flache gemischter Nutzung ist eine bebaute Fldche einschlieflich | 41006

Gebéiude- und Freifliche

Land- und Forstwirtschaft

der mit ihr im Zusammenhang stehenden Freifliche (Hofraum-
flache, Hausgarten), auf der keine Art der baulichen Nutzung
vorherrscht. Solche Flachen sind insbesondere lindlich-dérflich
geprégte Flichen mit land- und forstwirtschaftlichen Betrieben,
Wohngebduden u. a.

Gebidude- und Freifliche Land- und Forstwirtschaft ist eine Fliche,
die der Land- und Forstwirtschaft dient.

Funktion 2700

Flachen besonderer
funktionaler Pragung

Offentliche Zwecke

Verwaltung

Bildung und Forschung

Kultur

Religiose Einrichtung

Gesundheit, Kur

Soziales

Sicherheit und Ordnung

Parken

Flache besonderer funktionaler Pragung ist eine baulich geprigte
Fliache einschliefilich der mit ihr im Zusammenhang stehenden
Freifldche, auf denen vorwiegend Gebdude und/oder Anlagen zur
Erfillung 6ffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden
sind.

Offentliche Zwecke bezeichnet eine Flache, die der Erfiillung
offentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit dient.

Verwaltung bezeichnet eine Fldche, auf der vorwiegend
Gebédude der 6ffentlichen Verwaltung, z. B. Rathaus, Gericht,
Kreisverwaltung stehen.

Bildung und Forschung bezeichnet eine Fldche, auf der vorwiegend
Gebdude stehen, in denen geistige, kulturelle und soziale Fahigkeiten
vermittelt werden und/oder wissenschaftliche Forschung betrieben
wird (z. B. Schulen, Universitaten, Forschungsinstitute).

Kultur bezeichnet eine Fldche, auf der vorwiegend Anlagen

und Gebéude fiir kulturelle Zwecke, z. B. Konzert- und Museums-
gebdude, Bibliotheken, Theater, Schlosser und Burgen sowie
Rundfunk- und Fernsehgebédude stehen.

Religiose Einrichtung bezeichnet eine Flache, auf der vorwiegend
religiose Gebdude stehen.

Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fldache, auf der vorwiegend
Gebédude des Gesundheitswesens stehen, z. B. Krankenhduser,
Heil- und Pflegeanstalten.

Soziales bezeichnet eine Fldche, auf der vorwiegend Gebdude
des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergérten, Jugend- und Senioren-
einrichtungen, Freizeit-, Fremden- und Obdachlosenheime.

Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fldche, auf der
vorwiegend Anlagen und Gebédude der Polizei, der Bundeswehr,
der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehérden stehen.

Parken bezeichnet eine Flache, auf der vorwiegend Anlagen und
Gebidude zum vortibergehenden Abstellen von Fahrzeugen stehen.

41007

Funktion 1100

Funktion 1110

Funktion 1120

Funktion 1130

Funktion 1140

Funktion 1150

Funktion 1160

Funktion 1170

Funktion 1200

Sport-, Freizeit-
und Erholungsfliche

Gebéiude- und Freifliche
Sport, Freizeit, Erholung

Freizeitanlage

Zoo

Safaripark, Wildpark
Freizeitpark
Freilichttheater

Freilichtmuseum

Autokino, Freilichtkino

Sport-, Freizeit- und Erholungsfldche ist eine bebaute oder
unbebaute Flache, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder
der Erholung dient.

Gebidude- und Freifldche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine bebaute
Flache, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder der Erholung
dient.

Freizeitanlage ist eine Flache mit Bauwerken und Einrichtungen,
die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist.

Zoo ist ein Geldnde mit Tierschauhdusern und umzaunten
Gehegen, auf dem Tiere gehalten und gezeigt werden.

Safaripark, Wildpark, ist ein Geldnde mit umzdunten Gehegen,
in denen Tiere im Freien gehalten und gezeigt werden.

Freizeitpark ist ein Geldnde mit Karussells, Verkaufs- und Schau-
buden und/oder Wildgattern, das der Freizeitgestaltung dient.

Freilichttheater ist eine Anlage mit Bithne und Zuschauerbdnken
fiir Theaterauffithrungen im Freien.

Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, in der
Wohnformen oder historische Betriebsformen in ihrer natiirlichen
Umgebung im Freien dargestellt werden.

Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, in dem
der Film im Allgemeinen vom Auto aus angesehen wird.

41008

Funktion 4001

Funktion 4200

Funktion 4210

Funktion 4220

Funktion 4230

Funktion 4240

Funktion 4250

Funktion 4260
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung,
Attributart mit Wert
1 2 3
Erholungsflache Erholungsflache ist eine Flache mit Bauwerken und Einrichtungen, Funktion 4300
die zur Erholung bestimmt ist.
Wochenend- Wochenend- und Ferienhausfldche bezeichnet eine extra Funktion 4310

und Ferienhausflache

dafiir ausgewiesene Fliche, auf der vorwiegend Wochenend-
und Ferienhduser stehen diirfen.

StraBenverkehr

Gebadude- und Freifliche zu
Verkehrsanlagen, Strafle

Straflenverkehr umfasst alle fiir die bauliche Anlage Strafie
erforderlichen sowie dem Straflenverkehr dienenden bebauten
und unbebauten Fldchen.

Gebdude- und Freiflache zu Verkehrsanlagen, Strafle, ist eine
Flache, die der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie der
Unterhaltung der Verkehrsfldche dient.

42001

Funktion 2311

Bahnverkehr

Gebdude- und Freiflache zu
Verkehrsanlage, Schiene

Bahnverkehr umfasst alle fiir den Schienenverkehr erforderlichen
Fldachen.

Flachen von Bahnverkehr sind

— der Bahnkorper (Unterbau fiir Gleise; bestehend aus Dammen
oder Einschnitten und deren kleineren Boschungen, Durchléssen,
schmalen Grében zur Entwésserung, Stiitzmauern, Unter- und
Uberfiihrung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahn-
strecken,

an den Bahnkorper angrenzende bebaute und unbebaute
Flachen (z. B. Boschungsfldchen).

Gebaude- und Freifliche zu Verkehrsanlage, Schiene, dient der
Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung
der Verkehrsflache.

42010

Funktion 2321

Flugverkehr

Gebdude- und Freiflache zu
Verkehrsanlage, Luftfahrt

Flugverkehr umfasst die baulich geprigte Fliche und die mit ihr
in Zusammenhang stehende Freifliche, die ausschliefSlich oder
vorwiegend dem Flugverkehr dient.

Gebaude- und Freifliche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist eine
besondere Flugverkehrsflache.

42015

Funktion 5501

Schiffsverkehr

Gebdude- und Freifliche
zu Verkehrsanlagen,
Schifffahrt

Schiffsverkehr umfasst die baulich geprégte Flache und die mit ihr
in Zusammenhang stehende Freifliche, die ausschliefSlich oder
vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

Gebaude- und Freifliche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, ist eine
Flache, die dem Schiffsverkehr dient.

42016

Funktion 2341

3. Es wird der folgende Satz 3 angefiigt:

,Fir das Jahr 2012 konnen zusétzliche Beitrdge noch nach der Anlage 5 in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung erho-
ben werden, wenn die Satzung dies vorsieht.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.
Hannover, den 20. Dezember 2011

Niedersichsisches Ministerium
fiir Umwelt und Klimaschutz

Sander

Minister

513



Nds. GVBL. Nr. 31/2011, ausgegeben am 28. 12. 2011

Bekanntmachung
iiber weiter geltende Zustindigkeitsvereinbarungen
nach dem Modellkommunen-Gesetz

Gemifl § 6 Abs. 2 des Modellkommunen-Gesetzes vom
8. Dezember 2005 (Nds. GVBL. S. 386), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2011 (Nds. GVBI.
S. 471), wird im Einvernehmen mit dem Ministerium fir In-
neres und Sport und dem Ministerium fiir Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Integration bekannt gemacht, dass
die folgenden Zustdndigkeitsvereinbarungen bis zum 31. De-
zember 2012 weiter gelten:

1. Landkreis Cuxhaven

a)

b)

Vereinbarung iiber die Ubernahme und Ubertragung von
Zustiandigkeiten gemdf § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Er-
probung erweiterter Handlungsspielrdume in Modell-
kommunen (Modellkommunen-Gesetz — ModKG —)
vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBI. S. 386) zwischen
dem Landkreis Cuxhaven und der Stadt Cuxhaven vom
15. November 2007 (Nds. GVBI. S. 691; 2008 S. 74) mit
Ausnahme des § 2 Nr. 2,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Stadt Langen vom 13./15. November 2007 (Nds.
GVBL. S. 692) tiber die Verlagerung von Zustindigkeiten
im Rahmen des Modellkommunen-Gesetzes mit Aus-
nahme des § 1 Nrn. 2 und 3,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Samtgemeinde Borde Lamstedt vom 9./15. Novem-
ber 2007 (Nds. GVBL. S. 696) tiber die Verlagerung von
Zustdndigkeiten im Rahmen des Modellkommunen-
Gesetzes mit Ausnahme des § 1 Nr. 2,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Samtgemeinde Land Wursten vom 12./15. Novem-
ber 2007 (Nds. GVBL. S. 698) tiber die Verlagerung von
Zustandigkeiten im Rahmen des Modellkommunen-
Gesetzes mit Ausnahme des § 1 Nrn. 2 und 3,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Gemeinde Loxstedt vom 1./15. November 2007 (Nds.
GVBL. S. 700) iiber die Verlagerung von Zustandigkei-
ten im Rahmen des Modellkommunen-Gesetzes mit Aus-
nahme des § 1 Nrn. 2 und 3,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Gemeinde Nordholz vom 13./15. November 2007
(Nds. GVBL. S. 701) tber die Verlagerung von Zustdndig-
keiten im Rahmen des Modellkommunen-Gesetzes mit
Ausnahme des § 1 Nrn. 2 und 3,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Cuxhaven und
der Gemeinde Schiffdorf vom 12./15. November 2007
(Nds. GVBL. S. 702) tiber die Verlagerung von Zustédn-
digkeiten im Rahmen des Modellkommunen-Gesetzes
mit Ausnahme des § 1 Nrn. 2 und 3;

2. Landkreis Emsland

a)

b)
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Vereinbarung iiber die Ubernahme und Ubertragung
von Zustdndigkeiten gemaf § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur
Erprobung erweiterter Handlungsspielrdume in Modell-
kommunen (Modellkommunen-Gesetz — ModKG —)
vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBI. S. 386) zwischen
dem Landkreis Emsland und den Stiadten Lingen (Ems),
Meppen und Papenburg vom 23. Februar 2006 (Nds.
GVBL. S. 131), gedndert durch Vereinbarung vom 8. No-
vember 2007 (Nds. GVBL. S. 688),

Vereinbarung iiber die Ubernahme und Ubertragung von
Zustiandigkeiten gemdf § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Er-
probung erweiterter Handlungsspielrdume in Modell-
kommunen (Modellkommunen-Gesetz — ModKG —)
vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBI. S. 386) zwischen
dem Landkreis Emsland und den Stddten Haren (Ems)
und Haseliinne, den Gemeinden Emsbiiren, Geeste,
Rhede (Ems), Salzbergen und Twist, den Samtgemeinden
Dorpen, Freren, Herzlake, Lathen, Lengerich, Nord-

hiimmling, Sogel, Spelle und Werlte vom 23. Februar
2006 (Nds. GVBL. S. 133), gedndert durch Vereinbarung
vom 5. November 2007 (Nds. GVBL. S. 686), mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 2 Buchst. b;

3. Landkreis Osnabriick

a)

d)

g)

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Samtgemeinde Artland vom 21./
24. Februar 2006 (Nds. GVBI. S. 135) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielraume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 4,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Bad Essen vom 16./24.
Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 136) tiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustdndigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungsspiel-
rdume in Modellkommunen (Modellkommunen-Ge-
setz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Ausnah-
me des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18 — so-
weit sie sich auf das Gaststéttengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Stadt Bad Iburg vom 21./22. Fe-
bruar 2006 (Nds. GVBI. S. 138) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustindigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18 — soweit sie sich auf
das Gaststattengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Bad Laer vom 24. Fe-
bruar 2006 (Nds. GVBL S. 140) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 18 — soweit sie sich auf
das Gaststéttengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Bad Rothenfelde vom
22./24. Februar 2006 (Nds. GVBL S. 142) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielraume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18 — soweit sie sich
auf das Gaststdttengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Belm vom 13./22. Fe-
bruar 2006 (Nds. GVBL. S. 144) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustandigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 1 Nr. 2 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Samtgemeinde Bersenbriick vom
14./22. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 146) tiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 4,
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Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Bissendorf vom 21./22.
Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 147) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustindigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungsspiel-
rdume in Modellkommunen (Modellkommunen-Gesetz
— ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Ausnahme
des § 1 Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18 — soweit sie sich auf das
Gaststattengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Bohmte vom 22./24.
Februar 2006 (Nds. GVBI. S. 149) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustindigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 1 Nr. 2 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Stadt Bramsche vom 24. Februar
2006 (Nds. GVBI. S. 151) tiber die Ubernahme und
Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6 Abs. 1 des
Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungsspiel-
rdume in Modellkommunen (Modellkommunen-Gesetz
— ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Ausnahme
des § 1 Abs. 4,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehérigen Stadt Dissen a. T. W. vom 21./22.
Februar 2006 (Nds. GVBL S. 152) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Samtgemeinde Fiirstenau vom
22./24. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 154) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

m) Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und

der kreisangehorigen Stadt Georgsmarienhiitte vom
16./22. Februar 2006 (Nds. GVBL S. 156) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Glandorf vom 21./22.
Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 157) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zustindigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2,

0)

p)

1)

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Hagen a. T. W. vom
20./22. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 158) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdaume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Hasbergen vom 17./22.
Februar 2006 (Nds. GVBL S. 160) iiber die Ubernahme
und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungs-
spielrdume in Modellkommunen (Modellkommunen-
Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit Aus-
nahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Hilter a. T. W. vom
20./22. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 161) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdaume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18 — soweit sie
sich auf das Gaststattengesetz bezieht — und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Stadt Melle vom 21./22. Februar
2006 (Nds. GVBL S. 163) tiber die Ubernahme und
Ubertragung von Zustindigkeiten nach § 6 Abs. 1 des
Gesetzes zur Erprobung erweiterter Handlungsspielrau-
me in Modellkommunen (Modellkommunen-Gesetz —
ModKG —) vom 8. Dezember 2005,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Samtgemeinde Neuenkirchen vom
21./22. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 164) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Ostercappeln vom 16./
24. Februar 2006 (Nds. GVBI. S. 166) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdaume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005 mit
Ausnahme des § 1 Abs. 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 Nrn. 1, 2, 18
— soweit sie sich auf das Gaststittengesetz bezieht —
und 19,

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Osnabriick und
der kreisangehorigen Gemeinde Wallenhorst vom 15./
22. Februar 2006 (Nds. GVBL. S. 168) iiber die Uber-
nahme und Ubertragung von Zusténdigkeiten nach § 6
Abs. 1 des Gesetzes zur Erprobung erweiterter Hand-
lungsspielrdume in Modellkommunen (Modellkommu-
nen-Gesetz — ModKG —) vom 8. Dezember 2005.

Hannover, den 22. Dezember 2011

Niedersichsisches Ministerium
fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Im Auftrage

Petersen

Ministerialdirigent

515



— Letzte Nummer des Jahrgangs 2011 —

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511
8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf.
Laufender Bezug und Einzelstiicke konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschliefilich 3,68 € Mehrwertsteuer
und einschliefilich 9,20 € Portokostenanteil). Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je ange-
fangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497. Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,15 € einschlieBlich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

516



	Inhalt GVBl. Nr. 31 vom 28. Dezember  2011
	Neubekanntmachung des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit
	Niedersächsisches Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG)

	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Arbeitszeit der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen
	Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Verordnung über die Feldes- und die Förderabgabe
	Verordnung zur Änderung der Wahlkostenerstattungsverordnung
	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Zuordnung der örtlichen Träger der Sozialhilfe zu Quotenklassen
	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Abschlüsse in der gymnasialen Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium, im Abendgymnasium und im Kolleg
	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe
	Verordnung zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes
	Bekanntmachung über weiter geltende Zuständigkeitsvereinbarungen nach dem Modellkommunen-Gesetz


